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Kurzbezeichnung 
 
Entwicklung des " Wickmann-Geländes" in Witten-Annen - Vorschlag zur weiteren 
Vorgehensweise im Kontext des Masterplans Einzelhandel - 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der HFA beschließt, die weitere städtebauliche Entwicklung des „Wickmann-Geländes“ im 
Vorfeld von Beschlüssen der Bauleitplanung gemeinsam mit allen Grundstückseigentümern 
im Rahmen der Fortschreibung des Masterplans Einzelhandel in der politisch besetzten 
Lenkungsgruppe des Masterplans unter Beteiligung der Industrie- und Handelskammer 
Mittleres Ruhrgebiet sowie des Einzelhandelsverbandes Südwestfalen als „Wickmann-
Konferenz“ im Sinne eines runden Tisches zu erörtern. Die Gespräche sollen aus Gründen 
der Neutralität durch einen externen Moderator begleitet werden. 
 
Das Ziel dieser Gespräche ist die Vereinbarung eines für die Grundstückseigentümer 
wirtschaftlich vorteilhaften und städtebaulich sinnvollen Nutzungskonzepts unter 
Berücksichtigung des Schutzes anderer zentraler Versorgungsbereiche innerhalb Wittens, 
namentlich der Wittener Innenstadt, und in anderen Gemeinden. 
 
Ein weiteres Ziel dieser Gespräche ist die dauerhafte Beilegung der Rechtsstreitigkeiten und 
die Herstellung eines nachhaltigen Rechtsfriedens zwischen allen Beteiligten und der Stadt 
Witten. 
 
Der HFA beschließt weiterhin, dass die Stadt Witten im Zusammenhang rechtsstreitlicher 
Auseinandersetzungen mit der Schöwo Wohnbau GmbH keine finanziellen Mittel Dritter in 
Anspruch nimmt. 
 
Schließlich beschließt der HFA, die Beratungen über die Fortschreibung des Masterplans 
Einzelhandel im zuständigen Ausschuss für Stadtentwicklung und Umweltschutz zügig 
wieder aufzunehmen und dem Rat das Beratungsergebnis zur abschließenden 
Beschlussfassung vorzulegen. 
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In diesem Zusammenhang soll auch ein Beschluss des Rates über die weitere Mitwirkung 
der Stadt Witten am Regionalen Einzelhandelskonzept für das östliche Ruhrgebiet (REHK) 
nach vorlaufender Beratung im Fachausschuss gefasst werden. 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Dieser Beschluss hat keine finanziellen Auswirkungen. 
 
 

 
Sach- und Rechtslage: 
 

Im Jahr 2005 hat die Firma Wickmann (zuletzt als Rechtsnachfolger: Firma Little Fuse) ihren 

Standort in Witten geschlossen und ins Ausland verlagert. 

Mitte 2005 und Anfang 2006 hat die Verwaltung unter Leitung des damaligen Stadtbaurats 

und der Bürgermeisterin in Gesprächen mit der Fa. Wickmann sowie einem beauftragten 

Makler dargelegt, dass der Standort aus städtebaulichen und verkehrlichen Gründen nicht 

für die Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsnutzungen, insbesondere mit 

zentrenrelevanten Sortimenten, geeignet ist. 

Anfang / Mitte 2006 zeigte die Firma SchöWo Wohnbau GmbH, Witten, ein konkretes 

Kaufinteresse am mittlerweile leergezogenen Firmengelände Wickmann. In ersten 

Gesprächen (Juli 2006) zwischen dem von SchöWo beauftragten Architekten und der 

Bauverwaltung wurden unterschiedliche Nutzungsideen für den Standort erörtert. Neben der 

Ansiedlung unterschiedlicher gewerblicher und nicht-zentrenrelevanter Nutzungen wie 

Reifenhandel, Fliesenhandel, Teppichfachmarkt und Näherei wurde seitens der 

Kaufinteressentin erstmals auch die Ansiedlung eines großflächigen Elektrofachmarkts (Fa. 

Berlet) thematisiert. 

Die Verwaltung legte erneut dar, dass die Ansiedlung gewerblicher und nicht-

zentrenrelevanter Nutzungen planungsrechtlich unproblematisch ist, die Ansiedlung 

großflächiger Einzelhandelsnutzungen mit zentrenrelevanten Sortimenten, insbesondere 

Elektrofachmarktartikel hingegen planerisch unerwünscht ist. Die Verwaltung kündigte eine 

Veränderungssperre und die Aufstellung eines Bebauungsplans für den Fall eines 

Bauantrags für einen großflächigen Elektrofachmarkt an. 

Im September 2006 erwarb die Firma SchöWo Wohnbau GmbH das ehemalige Wickmann-

Gelände und brach weite Teile der aufstehenden Bausubstanz ab. Am 20.11.2006 reichte 

der beauftragte Architekt einen Bauantrag für einen großflächigen Elektrofachmarkt ein, der 

am 28.11.2006 auf eine Bauvoranfrage umgestellt wurde. Die Bauverwaltung stellte diese 

Bauvoranfrage gem. § 15 BauGB zurück. In der unmittelbaren Folge beschloss der Rat der 

Stadt am 05.02.2007 eine Veränderungssperre sowie im Juli 2007 die Aufstellung des 

Bebauungsplans Nr. 216, der gem. der damals neu eingeführten Vorschriften des § 9 Abs. 

2a BauGB lediglich den Ausschluss bestimmter Einzelhandelsnutzungen festsetzt, im 

Übrigen aber eine Beurteilungsgrundlage für die Zulässigkeit von Bauvorhaben nach § 34 

BauGB (unbeplanter Innenbereich) vorsieht. 

Das Ziel des Bebauungsplans Nr. 216 ist insbesondere eine Beschränkung der Ansiedlung 

von großflächigen Einzelhandelsnutzungen mit zentrenrelevanten Sortimenten, die 

nachteilige Auswirkungen auf andere Zentrale Versorgungsbereiche, namentlich die Wittener 

Innenstadt, erwarten lassen. 

Parallel zu der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 216 wurden ab Juli 2008 die bisher 
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gültigen Bebauungspläne Nr. 27 und 63 entsprechend der gesetzlichen 

Verfahrensvorschriften aufgehoben. 

Nach Rechtskraft des Bebauungsplans Nr. 216 am 03.02.2010 ist innerhalb der gesetzlichen 

Jahresfrist kein Antrag auf Normenkontrolle gestellt worden, allerdings wurden im 

Planverfahren seitens der Firma SchöWo Wohnbau GmbH erhebliche Bedenken gegen die 

Regelungsinhalte des Bebauungsplans vorgetragen, die jedoch der Rat letztlich im Rahmen 

der Abwägung verworfen hat. 

Parallel zu der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 216 hat die Verwaltung gemeinsam mit 

der IHK Mittleres Ruhrgebiet und Einzelhandelsverband und der beauftragten Gesellschaft 

für Markt- und Absatzforschung (GMA) im Zusammenhang mit der Neuaufstellung des 

Flächennutzungsplans den Masterplan Einzelhandel erarbeitet, den der Rat am 11.02.2008 

mit breiter Mehrheit beschlossen hat. Für das Stadtteilzentrum Annen sieht der Masterplan 

Einzelhandel vor, dass das Wickmann-Gelände zum Schutz anderer Zentren nicht in den 

Zentralen Versorgungsbereich Annens einbezogen wird. 

Mit Beschluss des ASU vom 14.06.2012 (Antrag der SPD-Fraktion  vom 23.05.2012) erfolgt 
derzeit die Fortschreibung des Masterplans Einzelhandel. Die IHK Mittleres Ruhrgebiet 
beteiligt sich finanziell – wie auch schon beim Masterplan Einzelhandel 2008 – an der 
Erarbeitung des Masterplans. Der Entwurf des Masterplans wurde am 16.01.2014 dem 
Ausschuss für Stadtentwicklung zur Beratung vorgelegt, jedoch in dieser Sitzung nicht 
beraten, da in den Fraktionen Erörterungsbedarf bestand (u. a. aufgrund eines 
angekündigten Ortstermins des VG Arnsberg). Ebenso hatte der ASU die weiteren 
Beratungen über die Mitwirkung der Stadt Witten am Regionalen Einzelhandelskonzept für 
das östliche Ruhrgebiet (REHK) ausgesetzt. In der Folge der ASU-Sitzung am 16.01.2014 
haben die Fraktionen Bürgerforum, CDU und SPD zahlreiche Fragen an die Verwaltung und 
den beauftragten externen Einzelhandelsgutachter Junker & Kruse (Dortmund) gestellt, die 
im Verlauf des Jahres 2014 beantwortet wurden. 
 

In den Jahren 2006 – 2008 hat die Firma SchöWo Wohnbau GmbH größere Teilflächen des 

Gesamtgrundstücks der ehemaligen Fa. Wickmann weiterveräußert, so dass heute nunmehr 

insgesamt fünf Eigentümer im unmittelbaren Plangebiet vorhanden sind. 

In den Jahren 2006 bis 2013 sind zahlreiche Baugenehmigungen auf dem Wickmann-

Gelände erteilt und überwiegend auch realisiert worden: u.a. Reifenhandel, 

Teppichfachmarkt (nicht realisiert), Gastronomie, Fitnessstudio, öffentliche Verwaltung 

(„Technisches Rathaus“), diverse private Büronutzungen, Tierfutter-Fachmarkt, Möbel-

Fachmarkt, Fahrschule, Spielhalle, Lager, Fliesenhandel. 

Am 20.05.2010 hat die SchöWo Wohnbau GmbH die Zulassung eines Getränkefachmarkts 

(Dursty) beantragt, der von der Stadt Witten aufgrund der Festsetzungen des 

Bebauungsplans Nr. 216 abgelehnt wurde.  Im Rahmen einer nachfolgenden 

verwaltungsgerichtlichen Auseinandersetzung hat die Verwaltung in einem  

Vergleichsvorschlag der Ansiedlung des Getränkefachmarkts zugestimmt, da negative 

Auswirkungen auf andere Zentrale Versorgungsbereiche (insbesondere die Innenstadt) nicht 

zu erwarten waren. Der Fachmarkt wurde inzwischen realisiert. 

Am 25.06.2013 beantragte die SchöWo Wohnbau GmbH die Zulassung eines großflächigen 

Elektrofachmarkts (erneut Fa. Berlet) mit einer Verkaufsfläche von 1.030 m², der aufgrund 

der entgegen stehenden Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 216 von 

der Verwaltung abgelehnt wurde. In dem sich anschließenden Verwaltungsgerichtsverfahren 

hat das Verwaltungsgericht Arnsberg in seinem Urteil vom 04.11.2014 formelle und 

materielle Mängel des Bebauungsplans Nr. 216 erkannt. 

Im Wesentlichen thematisiert das Verwaltungsgericht die Frage, ob der frühere 

Bebauungsplan Nr. 63 wirksam aufgehoben wurde. Dies ist von zentraler Bedeutung, da 
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Bebauungspläne nach § 9 Abs. 2a BauGB nur im ungeplanten Innenbereich aufgestellt 

werden können. Die wirksame Aufhebung etwaiger älterer Bauleitpläne ist mithin 

Voraussetzung für die Aufstellung eines neuen Bebauungsplans nach § 9 Abs. 2a BauGB, 

hier des Bebauungsplans Nr. 216. Darüber hinaus erhebt das Verwaltungsgericht Zweifel an 

der funktionalen Einordnung des Zentralen Versorgungsbereichs im Stadtteil Annen und 

seiner räumlichen Abgrenzung. (Das Urteil liegt allen Fraktionen vor; die Verwaltung hat 

hierzu umfassend in den Sitzungen des Ausschusses für Stadtentwicklung und 

Umweltschutz am 20.11.2014 sowie am 15.01.2015 berichtet). 

Das schriftliche Urteil ging der Stadt Witten am 21.11.2014 zu und wurde im 

Verwaltungsvorstand sowie im Konsultationskreis Einzelhandel, in dem neben der 

Verwaltung die IHK Mittleres Ruhrgebiet und der Einzelhandel vertreten ist, am 04.12.2014 

eingehend erörtert. Hierbei haben sich ernstliche und grundlegende Zweifel an der 

Richtigkeit des Verwaltungsgerichtsurteils ergeben, die durch eine vorlaufende 

Rechtsprüfung eines externen Fachanwalts bestätigt wurden. Der Antrag auf Zulassung der 

Berufung wurde sodann fristwahrend am 21.12.2014 gestellt und am 21.01.2015 begründet. 

Über die Zulassung der Berufung entscheidet  das Oberverwaltungsgericht NRW (OVG). 

Im Zusammenhang mit der Frage der Überprüfung des Urteils des VG Arnsberg vom 

04.11.2014 durch OVG im Rahmen eines Berufungsverfahrens hatte der Vizepräsident der 

IHK wegen der grundsätzlichen Bedeutung des Urteils des VG Arnsberg eine 

Kostenbeteiligung der Kammer in Höhe von 50 % an den vorlaufenden Beratungskosten in 

Aussicht gestellt. Eine Beteiligung an den Prozesskosten war zu keiner Zeit angeboten 

worden. Zwischenzeitlich ist die Zusage der Kostenbeteiligung seitens der IHK 

gegenstandslos geworden und auch der Ältestenrat hatte sich in seiner Sitzung am 

19.01.2015 aus grundsätzlichen Erwägungen ablehnend zu einer Kostenbeteiligung Dritter 

im Rechtsstreit der SchöWo Wohnbau GmbH gegen die Stadt Witten geäußert. 

Ebenfalls in seiner Sitzung am 19.01.2015 wurde im Ältestenrat weiterhin – ohne formelle 

Beschlussqualität – erörtert, dass für die im Zusammenhang mit der Berufung erforderlichen 

Bauleitplanverfahren Beschlüsse der zuständigen Ratsgremien zu fassen sind. Sollte hierbei 

keine Einigkeit über die planerische Ausrichtung erzielt werden können, kann dann jeweils 

über eine Rücknahme der Berufung beraten und ggf. entschieden werden. 

 

Vorschlag zur weiteren Vorgehensweise 

Die Verwaltung schlägt vor, bis zu einer Entscheidung des OVG über die Berufung und im 

Vorfeld der ohnehin anstehenden Beschlüsse der Ratsgremien zu Bauleitplanverfahren 

(Heilung des Bebauungsplans Nr. 216)  – auch für den Fall der Ablehnung der Berufung 

besteht mit Blick auf den unklaren Rechtsstatus des Bebauungsplans Nr. 63 – die künftigen 

Nutzungsperspektiven für das Wickmann-Gelände im Kontext der Fortschreibung des 

Masterplans Einzelhandel mit allen Grundstückseigentümern im Plangebiet (inkl. der 

ebenfalls im Plangebiet ansässigen Fa. Lidl) und unter Beteiligung von Vertretern der 

Fraktionen sowie der IHK und des Einzelhandelsverbandes im Rahmen einer „Wickmann-

Konferenz“ im Sinne eines runden Tischs zu erörtern. 

Als Diskussionsgremium schlägt die Verwaltung die politische besetzte Lenkungsgruppe des 

Masterplans Einzelhandel unter Beteiligung der IHK und des Einzelhandelsverbandes vor. 

Aus Gründen der Neutralität schlägt die Verwaltung vor, die Gespräche durch einen externen 

Moderator begleiten zu lassen. 

Das Ziel dieser Gespräche ist die Vereinbarung eines für die Grundstückseigentümer 

wirtschaftlich vorteilhaften und städtebaulich sinnvollen Nutzungskonzepts unter 

Berücksichtigung des Schutzes anderer Zentraler Versorgungsbereiche innerhalb Wittens, 

namentlich der Wittener Innenstadt, und in anderen Gemeinden. 
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Ein weiteres Ziel dieser Gespräche ist die dauerhafte Beilegung der Rechtsstreitigkeiten und 

die Herstellung eines nachhaltigen Rechtsfriedens zwischen allen Beteiligten und der Stadt 

Witten durch vertragliche Vereinbarungen und bauleitplanerische Instrumente. 

Weiter schlägt die Verwaltung vor, klarstellend zu beschließen, dass die Stadt Witten keine 

finanziellen Mittel Dritter im Zusammenhang mit Rechtsstreitverfahren des Bebauungsplans 

Nr 216 zwischen der SchöWo Wohnbau GmbH und der Stadt in Anspruch nimmt. 

Schließlich schlägt die Verwaltung vor, die Beratungen über die Fortschreibung des 

Masterplans Einzelhandel im zuständigen Ausschuss für Stadtentwicklung und 

Umweltschutz zügig wieder aufzunehmen und dem Rat das Beratungsergebnis zur 

abschließenden Beschlussfassung vorzulegen. 

In diesem Zusammenhang soll auch ein Beschluss des Rates über die weitere Mitwirkung 

der Stadt Witten am Regionalen Einzelhandelskonzept für das östliche Ruhrgebiet (REHK) 

nach vorlaufender Beratung im Fachausschuss gefasst werden. Zurzeit besitzt die Stadt 

Witten lediglich einen Gaststatus und ist daher nicht berechtigt, unmittelbar gegen schädliche 

Auswirkungen für die Stadt Witten durch großflächige Einzelhandelsansiedlungen in 

Nachbargemeinden ihr Veto einzulegen, um damit den Konsens im REHK abzuwenden. 

 

In Vertretung 
 
gez. 
 
Dr. Bradtke 
 
 
 
 
 

 

 

 


